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§ 7 - Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung
(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Diese Grundsätze verpflichten zur
Prüfung, inwieweit staatliche Aufgaben oder öffentlichen Zwecken dienende wirt-
schaftliche Tätigkeiten durch Ausgliederung und Entstaatlichung oder Privatisierung
erfüllt werden können.

(2) Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen durchzuführen. In geeigneten Fällen ist privaten Anbietern die Mög-
lichkeit zu geben darzulegen, ob und inwieweit sie staatliche Aufgaben oder öffent-
lichen Zwecken dienende wirtschaftliche Tätigkeiten nicht ebenso gut oder besser
erbringen können (Interessenbekundungsverfahren).

(3) In geeigneten Bereichen ist eine Kosten- und Leistungsrechnung einzuführen.

Zu § 7:

1 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit *)
*) Anmerkung: Mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit sind - in Übereinstimmung mit der herr-
schenden Meinung in den Verwaltungswissenschaften - die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit im Sinne des § 7 BHO gemeint.

Die Ausrichtung jeglichen Verwaltungshandelns nach dem Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit soll die bestmögliche Nutzung von Ressourcen bewirken. Damit
gehört zur Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit auch die Prüfung,
ob eine Aufgabe durchgeführt werden muss und ob sie durch die staatliche Stelle
durchgeführt werden muss.

Nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist die günstigste Relation zwischen
dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mitteln (Ressourcen) anzustre-
ben. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit umfasst das Sparsamkeits- und das
Ergiebigkeitsprinzip. Das Sparsamkeitsprinzip (Minimalprinzip) verlangt, ein be-
stimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz zu erzielen. Das Ergie-
bigkeitsprinzip (Maximalprinzip) verlangt, mit einem bestimmten Mitteleinsatz das
bestmögliche Ergebnis zu erzielen. Bei der Ausführung des Haushaltsplans, der
in aller Regel die Aufgaben (Ergebnis, Ziele) bereits formuliert, steht der Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit in seiner Ausprägung als Sparsamkeitsprinzip im Vor-
dergrund.

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist bei allen Maßnahmen des Bundes, die
die Einnahmen und Ausgaben des Bundeshaushaltes unmittelbar oder mittelbar
beeinflussen, zu beachten. Dies betrifft sowohl Maßnahmen, die nach einzelwirt-
schaftlichen Kriterien (z.B. Beschaffungen für den eigenen Verwaltungsbereich
und Organisationsänderungen in der eigenen Verwaltung) als auch Maßnahmen,
die nach gesamtwirtschaftlichen Kriterien (z.B. Investitionsvorhaben im Ver-
kehrsbereich, Subventionen und Maßnahmen der Sozial- und Steuerpolitik) zu
beurteilen sind. Unter die Maßnahmen fallen auch Gesetzgebungsvorhaben.
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2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind Instrumente zur Umsetzung des Grund-
satzes der Wirtschaftlichkeit. Es ist zwischen einzel- und gesamtwirtschaft-
lichen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu unterscheiden.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind bei allen Maßnahmen durchzuführen.
Sie sind daher bei der Planung neuer Maßnahmen einschließlich der Änderung
bereits laufender Maßnahmen (Planungsphase) sowie während der Durchfüh-
rung (im Rahmen einer begleitenden Erfolgskontrolle) und nach Abschluss von
Maßnahmen (im Rahmen einer abschließenden Erfolgskontrolle) vorzuneh-
men.

2.1 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Planungsinstrument
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planungsphase bilden die Grundlage
für die begleitenden und abschließenden Erfolgskontrollen.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen müssen mindestens Aussagen zu folgenden
Teilaspekten enthalten:

- Analyse der Ausgangslage und des Handlungsbedarfs,

- Ziele, Prioritätsvorstellungen und mögliche Zielkonflikte,

- relevante Lösungsmöglichkeiten und deren Nutzen und Kosten (einschl.
Folgekosten), auch soweit sie nicht in Geld auszudrücken sind,

- finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt,

- Eignung der einzelnen Lösungsmöglichkeiten zur Erreichung der Ziele unter
Einbeziehung der rechtlichen, organisatorischen und personellen Rahmen-
bedingungen,

- Zeitplan für die Durchführung der Maßnahme,

- Kriterien und Verfahren für Erfolgskontrollen (vgl. Nr. 2.2).

Ist das angestrebte Ziel nach dem Ergebnis der Ermittlungen oder aus finan-
ziellen Gründen nicht in vollem Umfang zu verwirklichen, so ist zu prüfen, ob
das erreichbare Teilziel den Einsatz von Mitteln überhaupt rechtfertigt und ob
die geplante Maßnahme besser zu einem späteren Zeitpunkt durchgeführt
werden sollte.

Besteht für den Erwerb oder die Nutzung von Vermögensgegenständen eine
Wahlmöglichkeit zwischen Kauf-, Miet-, Leasing-, Mietkauf- und ähnlichen Ver-
trägen, so ist vor dem Vertragsabschluss zu prüfen, welche Vertragsart für die
Verwaltung am wirtschaftlichsten ist; ein Mangel an Haushaltsmitteln für den
Erwerb durch Kauf reicht als Rechtfertigungsgrund für die Begründung von
Dauerschuldverhältnissen nicht aus. Bei der Ausübung der Wahlmöglichkeit ist
zu berücksichtigen, dass Leasingverträge hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit im
Einzelfall einer besonders eingehenden Prüfung bedürfen.

2.2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Instrument der Erfolgskontrolle
Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prüfungsverfahren. Sie dient dazu,
während der Durchführung (begleitende Erfolgskontrolle) und nach Abschluss
(abschließende Erfolgskontrolle) einer Maßnahme ausgehend von der Planung
festzustellen, ob und in welchem Ausmaß die angestrebten Ziele erreicht
wurden, ob die Maßnahme ursächlich für die Zielerreichung war und ob die
Maßnahme wirtschaftlich war.
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Bei Maßnahmen, die sich über mehr als zwei Jahre erstrecken, und in sons-
tigen geeigneten Fällen sind nach individuell festzulegenden Laufzeiten oder
zu Zeitpunkten, an denen abgrenzbare Ergebnisse oder Teilrealisierungen
einer Maßnahme zu erwarten sind, begleitende Erfolgskontrollen durchzu-
führen. Sie liefern vor dem Hintergrund zwischenzeitlich eingetretener ökono-
mischer, gesellschaftlicher und technischer Veränderungen die notwendigen
Informationen für die Entscheidung, ob und wie die Maßnahme fortgeführt
werden soll.

Von der begleitenden Erfolgskontrolle ist die laufende Beobachtung zu unter-
scheiden. Im Gegensatz zum systematisch angelegten umfassenden Prüfungs-
verfahren der Erfolgskontrolle ist sie eine fortlaufende gezielte Sammlung und
Auswertung von Hinweisen und Daten zur ergänzenden Beurteilung der Ent-
wicklung einer Maßnahme.

Alle Maßnahmen sind nach ihrer Beendigung einer abschließenden Erfolgs-
kontrolle zur Überprüfung des erreichten Ergebnisses zu unterziehen.

Methodisch besteht zwischen begleitender und abschließender Erfolgskontrolle
kein Unterschied.

Die Erfolgskontrolle umfasst grundsätzlich folgende Untersuchungen:

- Zielerreichungskontrolle

Mit der Zielerreichungskontrolle wird durch einen Vergleich der geplanten
Ziele mit der tatsächlich erreichten Zielrealisierung (Soll-Ist-Vergleich)
festgestellt, welcher Zielerreichungsgrad zum Zeitpunkt der Erfolgskontrolle
gegeben ist. Sie bildet gleichzeitig den Ausgangspunkt von Überlegungen,
ob die vorgegebenen Ziele nach wie vor Bestand haben.

- Wirkungskontrolle

Im Wege der Wirkungskontrolle wird ermittelt, ob die Maßnahme für die
Zielerreichung geeignet und ursächlich war. Hierbei sind alle beabsichtigten
und unbeabsichtigten Auswirkungen der durchgeführten Maßnahme zu
ermitteln.

- Wirtschaftlichkeitskontrolle

Mit der Wirtschaftlichkeitskontrolle wird untersucht, ob der Vollzug der Maß-
nahme im Hinblick auf den Ressourcenverbrauch wirtschaftlich war (Voll-
zugswirtschaftlichkeit) und ob die Maßnahme im Hinblick auf übergeordnete
Zielsetzungen insgesamt wirtschaftlich war (Maßnahmenwirtschaftlichkeit).

Erfolgskontrollen sind auch durchzuführen, wenn die Dokumentation in der Pla-
nungsphase unzureichend war. In diesem Fall sind die benötigten Informatio-
nen nachträglich zu beschaffen.

Die Zielerreichungskontrolle und die Wirkungskontrolle sind die Grundlagen für
die Wirtschaftlichkeitskontrolle. Im Gegensatz zur Wirtschaftlichkeitskontrolle
lassen sie aber den Mitteleinsatz unberücksichtigt.
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2.3 Methoden (Verfahren) der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen *)
*) Anmerkung: Vgl. Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Anlage
zum Rundschreiben des BMF vom 31. August 1995 - II A 3 - H 1005 - 23/95 - (GMBl 1995,
S. 764).

2.3.1 Allgemeines

Bei der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ist die nach den
Erfordernissen des Einzelfalls einfachste und wirtschaftlichste Methode anzu-
wenden. Zur Verfügung stehen einzelwirtschaftlich und gesamtwirtschaftlich
orientierte Verfahren. Welches Verfahren anzuwenden ist, bestimmt sich
nach der Art der Maßnahme, dem mit ihr verfolgten Zweck und den mit der
Maßnahme verbundenen Auswirkungen.

Gesamtwirtschaftlich orientierte Verfahren sind für alle Maßnahmen mit er-
heblichen gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen geeignet. Einzelwirtschaft-
lich orientierte Verfahren sind geeignet für Maßnahmen, die sich in erster
Linie auf den betrachteten Verwaltungsbereich (z.B. Ministerium, Behörde)
beziehen.

2.3.2 Einzelwirtschaftliche Verfahren

Für Maßnahmen mit nur geringen und damit zu vernachlässigenden gesamt-
wirtschaftlichen Nutzen und Kosten sind grundsätzlich die finanzmathema-
tischen Methoden der Investitionsrechnung (z.B. Kapitalwertmethode) zu
verwenden. Für Maßnahmen mit nur geringer finanzieller Bedeutung können
auch Hilfsverfahren der Praxis (z.B. Kostenvergleichsrechnungen, Angebots-
vergleiche) durchgeführt werden.

2.3.3 Gesamtwirtschaftliche Verfahren

Für Maßnahmen, die nicht zu vernachlässigende gesamtwirtschaftliche Aus-
wirkungen haben, sind gesamtwirtschaftliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen (z.B. Kosten-Nutzen-Analyse) durchzuführen.

2.4 Verfahrensvorschriften

2.4.1 Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind grundsätzlich von der Organisati-
onseinheit durchzuführen, die mit der Maßnahme befasst ist.

2.4.2 Das Ergebnis der Untersuchung ist zu vermerken und zu den Akten zu neh-
men. Bei Maßnahmen mit nur geringer finanzieller Bedeutung kann hiervon
abgesehen werden.

2.4.3 Zu den Unterlagen nach § 24 gehören auch Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.

2.4.4 Die Beauftragten für den Haushalt entscheiden, über welche Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen sie zu unterrichten sind. Sie können sich an den Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen beteiligen und die Berücksichtigung einer
Maßnahme bei der Aufstellung der Voranschläge und bei der Ausführung des
Haushaltsplans von der Vorlage von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ab-
hängig machen.

Anhang
H 0505
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3 Interessenbekundungsverfahren *)
*) Anmerkung: Zur Durchführung des Interessenbekundungsverfahrens vgl. Rundschreiben des
BMF vom 31. August 1995 - II A 3 - H 1005 - 22/95 - (GMBl 1995, S. 764).

In geeigneten Fällen ist privaten Anbietern die Möglichkeit zu geben darzulegen,
ob und inwieweit sie staatliche Aufgaben oder öffentlichen Zwecken dienende
wirtschaftliche Tätigkeiten nicht ebenso gut oder besser erbringen können (Inter-
essenbekundungsverfahren).

Ein Interessenbekundungsverfahren kommt bei der Planung neuer und der
Überprüfung bestehender Maßnahmen oder Einrichtungen in Betracht. Es erfor-
dert eine Erkundung des Marktes nach wettbewerblichen Grundsätzen. Das Er-
gebnis der Markterkundung ist mit den sich bietenden staatlichen Lösungsmög-
lichkeiten zu vergleichen, um eine wirtschaftliche Bewertung zu gewährleisten.

Das Interessenbekundungsverfahren ersetzt nicht das Verfahren zur Vergabe
öffentlicher Aufträge. Wenn das Interessenbekundungsverfahren ergibt, dass
eine private Lösung voraussichtlich wirtschaftlich ist, ist ein Verfahren zur Ver-
gabe öffentlicher Aufträge durchzuführen.

4 Kosten- und Leistungsrechnung
Dauerhafte Aufgabe der öffentlichen Verwaltung ist es, das Verhältnis von Kos-
ten und Leistungen bei der Aufgabenwahrnehmung zu verbessern. Grundlage
dafür ist die Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung gemäß der Stan-
dard-KLR *).
*) Anmerkung: VSF H 90 01

Die mit der Kosten- und Leistungsrechnung erzielten Ergebnisse machen ent-
standene Kosten und erbrachte Leistungen transparent. Ebenso wird eine wirk-
same Planung, Steuerung und Kontrolle ermöglicht. Auch die Haushaltsplanung
und -ausführung kann durch die Kosten- und Leistungsrechnung unterstützt
werden. Ebenso ist durch Informationen der Kosten- und Leistungsrechnung eine
Ermittlung von kostendeckenden Gebühren und Entgelten realisierbar.

Anhang
H 0505
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